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 Landesplanerische Stellungnahme (11 Abs. 2 LaPlaG)  

1 
 

Mit Schreiben vom 29.04.2025 
 
Mit Schreiben vom 24.03.2025 wird über die o. g. Planung der 

Gemeinde Dörpling informiert. Wesentliches Planungsziel ist die 

Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 

Entwicklung von drei Baugrundstücken. Dafür soll eine wohnbauliche 

Fläche dargestellt bzw. ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt 

werden. 

 
Das Plangebiet befindet sich südlich der „Heider Straße" und westlich und 
östlich des „Mühlenwegs". Der ca. 0,32 ha große Geltungsbereich ist im 
aktuellen Flächennutzungsplan als landwirtschaftliche Fläche dargestellt. 
 

Zu dem Planungsvorhaben der Gemeinde Dörpling wird auf der 

Grundlage der vorgelegten Planunterlagen aus landes- und 

regionalplanerischer Sicht wie folgt Stellung genommen: 

 

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung 

ergeben sich aus der am 17.12.2021 in Kraft getretenen 

Landesverordnung über den Landesentwicklungsplan Schleswig-

Holstein - Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-VO 2021, GVOBI. 

Schl.-H. S. 1409), geändert durch die Verordnung vom 5. Februar 2025 

(GVOBI. Schl.-H., 2025/28) sowie dem Regionalplan für den 

Planungsraum IV (RPI IV; Amtsblatt Schl.-H. 2005 Seite 295). 

 

Bei dem in der vorliegenden Planung dargestellten Geltungsbereich 

handelt es sich um eine bisher nicht beanspruchte Außenbereichs-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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fläche, die gemäß Kapitel 3.6.1 Absatz 1 i.V. m. Kap. 3.9 Abs. 3 und 5 

LEP-VO 2021 nur sparsam in Anspruch genommen werden sollte. Der 

Vorrang der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung gemäß 

Kapitel 3.9 Abs. 4 LEP-VO 2021 ist zu beachten. Bevor Kommunen neue, 

nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen aufzuzeigen, 

inwieweit sie noch vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen können. 

In den vorliegenden Unterlagen wurden die Innenentwicklungs-

potentiale untersucht und bewertet. Es werden 2 Wohneinheiten 

(WE) als absehbar umsetzungsfähig eingestuft. Weitere 12 Flächen im 

Innenbereich werden als nicht umsetzungsfähig eingestuft. Die 

Ausführungen sind soweit nachvollziehbar und werden zur Kenntnis 

genommen. 

 
Neue Bauflächen sollen gem. Kap. 3.9 Abs. 2 LEP-VO 2021 nur in guter 
räumlicher und verkehrsmäßiger Anbindung an vorhandene, im 
baulichen Zusammenhang bebaute, tragfähige und zukunftsträchtige 
Ortsteile und in Form behutsamer Siedlungsabrundungen ausgewiesen 
werden. Diesem Grundsatz der Raumordnung entspricht die Planung. 
 

Die Gemeinde Dörpling ist eine Gemeinde ohne zentralörtliche 

Einstufung und deckt damit den örtlichen Wohnungsbaubedarf. 

Gemeinden ohne zentralörtliche Einstufung unterliegen dem wohn-

baulichen Entwicklungsrahmen gemäß Kapitel 3.6.1 Abs. 3 LEP-VO 2021. 

Die Gemeinde kann im Zeitraum 2022 bis 2036 bezogen auf ihren 

Wohnungsbestand am 31. Dezember 2020 neue Wohnungen im Umfang 

von bis zu 10 Prozent bauen. Dabei ist der Bestand an Dauerwohnungen 

zugrunde zu legen. Zum genannten Stichtag wies die Gemeinde gemäß 

der amtlichen Statistik einen Wohnungsbestand in Höhe von 299 Woh­ 
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nungen auf. Somit ergibt sich ein maximaler wohnbaulicher 

Entwicklungsrahmen von 30 Wohneinheiten (WE). Darauf anzurechnen 

sind die Baufertigstellungen in den Jahren 2022 (4, davon 3 anzurechnen) 

und 2023 (3) und die in absehbarer Zeit entwickelbaren 

Innenentwicklungspotentiale (2). Im Ergebnis verbleibt der Gemeinde ein 

wohnbaulicher Entwicklungsrahmen von 22 WE. 

In der vorliegenden Planung wird davon ausgegangen, dass bis zu 4 

Wohneinheiten entstehen können, sodass ein Überschreiten des 

wohnbaulichen Entwicklungsrahmens nicht abzusehen ist. 

 
Im Ergebnis kann aus landesplanerischer Sicht bestätigt werden, dass 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Planung bestehen und dem 
Vorhaben insbesondere keine Ziele der Raumordnung entgegenstehen. 
 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der 

Raumordnung und greift einer planungsrechtlichen Prüfung des 

Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über die Förderungswürdigkeit 

einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen Stellungnahme 

nicht verbunden. 

 
Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, 

Städtebaurecht werden ergänzend folgende Hinweise gegeben: 

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass gem.§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB bei der 
Aufstellung von Bauleitplänen die allgemeinen Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen sind und das 
Baugebiet ausreichend vor Immissionen geschützt ist. Dabei geht es nicht 
nur um den Schutz innerhalb der benachbarter Gebäude, sondern auch 
um einen hinreichenden Freiflächenschutz (Terrassen, Balkone etc.). In 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die allgemeinen Anforderungen an 
gesunde Wohnverhältnisse gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB werden 
berücksichtigt. Die Planung umfasst lediglich die geringfügige Erweiterung 
eines bestehenden Wohngebietes um drei Grundstücke. Neue oder 
wesentlich veränderte Immissionsquellen werden nicht begründet. Vor dem 
Hintergrund der geringen Gebietserweiterung und der bestehenden 
Vorbelastung durch benachbarte landwirtschaftliche und gewerbliche 
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Anbetracht der räumlichen Nähe zu dem östlich und südlich an den zu 
überplanenden Bereich angrenzenden landwirtschaftlichen Betrieben 
sowie der weiteren Gewerbebetriebe in der näheren Umgebung des 
Plangebietes, gehe ich davon aus, dass die Notwendigkeit der Aufstellung 
eines oder mehrerer Gutachten hinsichtlich der zu erwartenden 
Immissionen wie Gerüche und Lärm geprüft wird und entsprechende 
Ausführungen in die Begründung und als Festsetzung aufgenommen 
werden. 
 

Nutzungen wird die Notwendigkeit zusätzlicher Immissionsgutachten derzeit 
nicht gesehen. 
Entsprechende ergänzende Ausführungen zu den Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse sowie zur Immissionssituation wurden in die Begründung 
aufgenommen. 

 Behörden u. sonstige Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB)  

2 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein, 05.11.2025 
 
Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale 
gem. § 2 Abs. 2 DSchG SH 2015 durch die Umsetzung der vorliegenden Planung 
feststellen. Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den vorliegenden 
Planunterlagen zu. 
 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenkmale 
entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 
Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung 
besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin 
oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der 
Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur 
Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines 
der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben 
das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, 
soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten 

 
 
Der Hinweis wurde bereits berücksichtigt. Die Begründung (Kap. 8.3.7) enthält 
einen entsprechenden Hinweis auf § 15 DSchG SH. 
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geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier 
Wochen seit der Mitteilung. 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit. 

 

 Deutsche Telekom Technik GmbH, 05.11.2025 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG – hat die 
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte 
und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 
Stellungnahmen abzugeben. 
Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: Gegen die o. a. Planung 
haben wir keine Bedenken. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

 

3 Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung 
(Untere Forstbehörde), 05.11.2025 
 
Die von der unteren Forstbehörde zu vertretenden Belange sind durch das o.a. 
Verfahren nicht berührt. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

4 Landesamt für Umwelt, 05.11.2025 
 
Aus Sicht des Immissionsschutzes sind keine Anregungen oder Bedenken 
mitzuteilen. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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5 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr, 12.11.2025 
 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden 
Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum 
angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher 
Belange keine Einwände. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

6 SH-Netz AG, 13.11.2025 
 
Keine Einwände seitens der SH-Netz. Wir bitten um eine rechtzeitige 
Anmeldung der benötigten Anschlüsse. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

7 WSA Elbe-Nordsee, 17.11.2025 
 
Für die oben genannten Vorhaben bestehen aus strom- und 
schifffahrtspolizeilicher Sicht keine Bedenken. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

8 Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein, 
24.11.2025 
 
Es bestehen für die in „BOB-SH“ eingestellten Pläne aus Sicht der 
Landesvermessung und des Liegenschaftskatasters keine Bedenken, insofern 
meldet das Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-
Holstein (LvermGeo SH) Fehlanzeige. 
Diese Mitteilung stellt keine Vorprüfung für eine Richtigkeitsbescheinigung 
dar. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Allgemeine Hinweise:  
Es wird auf den Schutz von Vermessungsmarken nach § 8 sowie auf den Schutz 
von Grenzmarken nach § 18 Abs. 5 aufgrund des Gesetzes über die 
Landesvermessung und das Liegenschaftskataster (Vermessungs- und 
Katastergesetz – VermKatG) vom 12.05.2004 (GVOBl. Schl.-H. 128) 
hingewiesen. 

 

9 Kreis Dithmarschen, 03.12.2025 
 
Mit Mail vom 05.11.2025 haben Sie mich als Behörde gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
am Verfahren zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde 
Dörpling beteiligt. 
Ziel der Planung ist die Ausweisung von insgesamt 3 Baugrundstücken. 
Parallel wird der Flächennutzungsplan geändert. 
 
Seitens des Kreises bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die 
Planung. Die Hinweise der intern beteiligten Fachbehörden und Dienststellen 
sind im weiteren Verfahren zu berücksichtigen. 
 
Untere Naturschutzbehörde 
Hinsichtlich der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2 der Gemeinde Dörpling 
bestehen von Seiten der unteren Naturschutzbehörde keine grundsätzlichen 
Bedenken. 
Die vorliegende Eingriffsbilanzierung ist für mich nachvollziehbar. Für den zu 
erbringenden Ausgleich sollen Ökopunkte vom Ökokonto 680.01/2/4/132A 
gekauft werden. Eine entsprechende Vereinbarung zwischen der Gemeinde 
Dörpling und dem Ökokontoinhaber liegt mir vor. 
Die Entwidmung des östlichen Knickabschnittes von 40 m wird weiterhin 
begrüßt. Der dazugehörige Antrag zur Befreiung vom Biotopschutz liegt mir 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird berücksichtigt. Der Antrag wird vorbereitet und zeitnah 
gestellt. 
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jedoch noch nicht vor. Dieser ist zeitnah vor Umsetzung der Maßnahmen bei 
der UNB zu stellen. 
 
Es wird empfohlen, die artenschutzrechtlich begründeten Vermeidungs-
maßnahmen, die im Artenschutzbeitrag entwickelt wurden, auf der Grundlage 
von § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB als textliche Festsetzung „Text (Teil B)“ 
aufzunehmen (Bauzeitregelung). Verwiesen wird in diesem Zusammenhang 
auf das Urteil des OVG Münster vom 7.4.2022 (– 2 D 378/21.NE –), insb. Rdnr. 
62. 
 
Untere Wasser-, Boden- und Abfallbehörde 
k.A. 
 
 
Denkmalschutzbehörde 
Aus Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde des Kreises Dithmarschen 
bestehen keine Bedenken gegen die o. a. Maßnahme. 
 
In dem betroffenen Gebiet und in der unmittelbaren Umgebung befinden sich 
keine Bau- oder Kulturdenkmäler. 
In der kleineren Umgebung im Mühlenweg 2 in Dörpling befindet sich das 
eingetragene Kulturdenkmal Windmühle „Fortuna“. Das daneben befindliche 
ehemalige Müllerhaus im Mühlenweg 4 in Dörpling wurde vom Landesamt für 
Denkmalpflege als Kulturdenkmal erkannt, die Benachrichtigung des 
Eigentümers und die Präzisierung des Schutzumfangs durch das Landesamt 
für Denkmalpflege stehen jedoch noch aus. Bei der Beurteilung des Gebiets ist 
gegebenenfalls der Umgebungsschutz dieser Denkmale zu beachten. 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und teilweise berücksichtigt. Die 
Planzeichnung enthält einen Hinweis zur Einhaltung der 
artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis der Unteren Denkmalschutzbehörde wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Auf den betroffenen Flurstücken und in der Umgebung sind zurzeit keine 
archäologischen Denkmale bekannt, sie befinden sich auch nicht in einem 
archäologischen Interessengebiet. 
 
FD Wirtschaftliche Jugendhilfe 
Gegen die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Dörpling 
werden seitens des FD Wirtschaftliche Jugendhilfe, Kita-Referat, Fachaufsicht, 
vorsorglich folgende Anmerkungen gemacht: 
Die Gemeinde muss gemäß § 47f Gemeindeordnung (GO) bei Planungen und 
Vorhaben, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen berühren, diese in 
angemessener Weise beteiligen. Bei der Durchführung von Planungen und 
Vorhaben, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen berühren, ist 
gemäß § 47f Abs. 2 GO darauf hinzuwirken, dass bereits in der Begründung zu 
Bebauungs- und Flächennutzungsplänen dargelegt wird, wie die Gemeinde 
diese Interessen berücksichtigt und die Beteiligung nach § 47f Abs. 1 GO 
durchgeführt hat. 
 
Die Gemeinde Dörpling stellt die Betreuung ihrer Kinder durch Beteiligung an 
der Kindertagesstätte in Pahlen, die sich in Trägerschaft des Kita-Werkes 
befindet, sicher. Derzeit stehen Betreuungsplätze in ausreichendem Maße zur 
Verfügung. Bei der Schaffung von 4 Wohneinheiten für junge Familien mit 
Kindern, ist hier die weitere Entwicklung zu beachten und ggf. rechtzeitig 
nachzusteuern. 
Ein Spielplatz sollte sich in erreichbarer Nähe innerhalb von Wohngebieten 
befinden. Kinder sollten solche Einrichtungen auf sicheren Wegen selbständig 
aufsuchen können. 
 
 
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Brandschutzdienststelle 
Für das Bebauungsgebiet ist eine Löschwasserversorgung von mindestens 96 
m³/h über zwei Stunden dauerhaft vorzuhalten. Die Löschwasser-
entnahmestelle für den Erstangriff der Feuerwehr (min. 48 m³/h) darf zur 
Sicherstellung wirksamer Löscharbeiten nicht weiter als 75 m Luftlinie 
(maximal 80–120 m verlegte Druckschlauchleitung über eine gesicherte 
Wegführung) von den jeweiligen Zufahrten der Baugrundstücke entfernt 
liegen. Die gesamte Löschwassermenge muss innerhalb eines Umkreises von 
300 m nachgewiesen werden. 
 
Bei der Verwendung von Sperrvorrichtungen (Ketten, Poller, Schranken, u. ä.) 
im Verlauf der Flächen für die Feuerwehr ist die bei der Feuerwehr eingeführte 
Schließung für Feuerwehrschlösser gemäß DIN 3223 (Feuerwehrdreikant 
M12) zu verwenden. Bei Verwendung anderer Schließtechniken sind diese vor 
Beginn der Bauarbeiten mit der Brandschutzdienststelle des Kreises 
Dithmarschen abzustimmen. 
 

Die Hinweise zur Löschwasserversorgung sowie Sperrvorrichtungen werden zur 
Kenntnis genommen und berücksichtigt. Die Gemeinde wird im Verlauf der 
Planungsumsetzung rechtzeitig und entsprechend handeln. 

10 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus / Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-
Holstein (LBV.SH), 19.12.2025 
 
Mit Schreiben vom 05.11.2025 haben Sie zu oben genannten Verfahren zur 
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. Nachstehend erhalten Sie die 
Gesamtstellungnahme des Landesbetriebes Straßenbau und Verkehr 
Schleswig-Holstein (LBV.SH) und des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 
Arbeit, Technologie und Tourismus (MWVATT). 
Die Plangebiete sind identisch geblieben. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und teilweise berücksichtigt 
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Gegen die o. g. Bauleitplanung bestehen keine Bedenken, wenn die 
Stellungnahme des LBV.SH vom 03.04.2025, GZ: 46207 – Itzehoe – 555.811 – 
51.023 vollumfänglich und folgender Punkt zusätzlich berücksichtigt wird: 
Gemäß § 30 (1) Straßen- und Wegegesetz (StrWG) des Landes Schleswig-
Holstein in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.11.2003 (GVOBl. Seite 
631) dürfen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke 
bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt Genehmigungen für bauliche Anlagen in 
einer Entfernung bis zu 30 m von der K 45, gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, von der 
Baugenehmigungsbehörde oder der Behörde, die nach anderen Vorschriften 
für die Genehmigung zuständig ist, nur nach Zustimmung des Trägers der 
Straßenbaulast erteilt werden. 
Die Anbaubeschränkungszone ist in der Planzeichnung des Flächennutzungs- 
und Bebauungsplanes mit Maßangabe (30 m) durchgängig entlang der K 45 
darzustellen. 
Diese Stellungnahme bezieht sich im straßenbaulichen und straßen-
verkehrlichen Bereich nur auf Straßen des überörtlichen Verkehrs mit 
Ausnahme der Bundesautobahnen. 
 

 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und teilweise berücksichtigt.  In 
der bereits vorliegenden Stellungnahme des LBV.SH vom 03.04.2025 wurde 
auf die Darstellung der Anbauverbotszone gemäß § 29 StrWG SH (15 m) 
hingewiesen. Diese war in der Planzeichnung bereits zeichnerisch festgesetzt. 
 
Die darüber hinaus genannte Anbaubeschränkungszone gemäß § 30 Abs. 1 
StrWG SH (30 m) wird inhaltlich beachtet und redaktionell in der Begründung 
ergänzt. Eine nachträgliche zeichnerische Ergänzung der Planzeichnung ist 
zum jetzigen fortgeschrittenen Verfahrensstand jedoch nicht mehr 
vorgesehen. Die Anbaubeschränkungszone ergibt sich rechtssystematisch aus 
der dargestellten Anbauverbotszone sowie unmittelbar aus den gesetzlichen 
Vorgaben des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein und 
ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu berücksichtigen. 
 

11 Eider-Treene-Verband, 06.01.2026 
 
Vielen Dank für die Beteiligung im oben genannten Verfahren. Nach 
Durchsicht der vorgelegten Unterlagen nehme ich aus 
wasserwirtschaftlicher Sicht wie folgt Stellung. 
Im Geltungsbereich der Planung ist die Ausweisung eines „Allgemeinen 
Wohngebietes“ vorgesehen. Das Plangebiet liegt im Verbandsgebiet des 
Sielverbandes Tielenau und fällt damit in den Zuständigkeitsbereich der 
Wasser- und Bodenverbände. Verbandsanlagen sind durch das Vorhaben 
nicht unmittelbar betroffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und teilweise berücksichtigt. 
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Seitens des Eider-Treene-Verbandes sowie des Sielverbandes Tielenau 
wird grundsätzlich gefordert, dass bei einer zusätzlichen 
Flächenversiegelung die Einleitmenge von Niederschlagswasser den 
natürlichen Abfluss einer gleich großen, unversiegelten Referenzfläche 
nicht überschreiten darf. Sofern die geplante Einleitmenge diesen Wert 
übersteigt, ist zwingend eine geeignete Abflussdrosselung vorzusehen. 
Ziel ist die Vermeidung hydraulischer Belastungsspitzen infolge 
zusätzlicher Versiegelung. Die geplante Drosselung ist technisch zu 
beschreiben und durch einen hydraulischen Nachweis zu belegen. Die 
Einleitung von verschmutztem Wasser ist unzulässig. Die Einleitstelle ist 
so zu gestalten, dass die maschinelle Gewässerunterhaltung nicht 
beeinträchtigt wird; zudem ist ein ausreichender Erosionsschutz der 
Einleitstelle sicherzustellen. 
Zur Minimierung der nachteiligen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt 
wird empfohlen, die Festsetzungen des Bebauungsplanes dahingehend zu 
konkretisieren, dass sämtliche geeigneten Maßnahmen zur Förderung 
des Oberflächenwasserrückhalts ausgeschöpft werden. Dabei sollte die 
Möglichkeit der Einbeziehung von Mulden- Rohr- und 
Rigolenversickerungen sowie Dachbegrünungen (nicht nur auf 
Nebengebäuden) und Maßnahmen zur dezentralen Regenwassernutzung 
auf den Privatgrundstücken berücksichtigt werden. Auf Verkehrsflächen 
sollte auf vollversiegelnde Bauweisen verzichtet und stattdessen 
weitgehend offenporige Oberflächen vorgesehen werden. 
Bei Unterkreuzungen kommunaler und privater Gewässer sowie bei 
Anlagen der Straßenentwässerung sind ebenfalls die Abstandsvorgaben 
der jeweils gültigen Verbandssatzung einzuhalten. Die für die Einleitung 
erforderlichen technischen Einrichtungen (z. B. Absetzbehälter, Pumpen) 
sind außerhalb des beidseitigen Gewässerunterhaltungsschutzstreifens 
von 7 m ab Böschungskante anzuordnen, um die maschinelle 

 
 
 
 
 
 
 
Nach Rücksprache mit der SAWG vom 15.04.2024 kann die Erweiterung des 
Baugebietes ohne weitere Auflagen erfolgen. Die Grundstücke können an die 
öffentliche SW- sowie RW-Kanalisation angeschlossen werden. 
 
 
 
Die Hinweise werden insgesamt zur Kenntnis genommen und im Zuge der 
Umsetzung der Planung Berücksichtigung finden. 
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Gewässerunterhaltung nicht zu beeinträchtigen. Wasserleitungen sind 
überfahrbar auszuführen. Für Schäden an Anlagen infolge von 
Unterhaltungsmaßnahmen wird seitens des Sielverbandes Tielenau keine 
Haftung übernommen. Es wird ausdrücklich auf die Regelungen der 
Verbandssatzung verwiesen. 
Durch die geplante Entwidmung der geschützten Knickstruktur 
notwendigen Ausgleichsmaßnahmen können Verbandsbelange berührt 
werden. Der Sielverband ist dabei ebenfalls zu beteiligen. 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen gegen das Vorhaben bei 
Berücksichtigung der vorgenannten Hinweise und Auflagen keine 
grundsätzlichen Bedenken. Ich bitte die Amt KLG Eider, diese im weiteren 
Verfahren sowie bei der Formulierung etwaiger Nebenbestimmungen zu 
berücksichtigen. Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich um 
Übersendung einer Ausfertigung des ergangenen Bescheides. 
 

 Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB)  

 Keine Stellungnahmen entfällt 
 

 Abstimmung mit den Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB)  

12 Gemeinde Tellingstedt, 26.03.2025 
 
Die Gemeinde Tellingstedt hat keine Bedenken gegen dieses Vorhaben. 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 


